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stehen im Spannungsfeld von einerseits der Notwendigkeit zu verändern, was 
sich nicht bewährt hat, und dem verfassungspolitischen Gebot, Anpassungen 
an neue Regelungsbedarfe vorzunehmen, aber andererseits auch der Stabilisie-
rungsfunktion einer Verfassung. 

Wie bei der vorstehenden Kommentierung an zahlreichen Stellen zu ver-
merken war, haben insbesondere die Einpassungen der Sachbereiche der frü-
heren Rahmengesetzgebungskompetenz in das (neue) System der konkurrie-
renden Gesetzgebung Kritik auf sich gezogen. Diese Kritik zweifelt teilweise 
daran, ob und welchen Inhalts sich sachlich und praktisch Veränderungen er-
geben haben, teilweise betreffen sie die Frage, ob sich die Balance zwischen 
Bund und Ländern insoweit jeweils als angemessen darstellt. Den Maßstab für 
die Beurteilung der zweiten Frage können nur Überlegungen zum rechten 
Verhältnis von Rechtseinheit im Gesamtstaat und dem mit der Idee des Föde-
ralismus axiomatisch verbundenen Interesse an Vielfältigkeit und damit auch 
„Wettbewerb“ zwischen Ländern auf der Suche nach einer angemessenen Ge-
staltung von Lebenswirklichkeit durch Recht erbringen. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, dass die auch parteipolitische Mitprägung dieses Wettbewerbs 
nicht immer zu einer Ausrichtung umgestalteten Verfassungsrechts allein an 
sachlichen Erfordernissen führt, sondern auch Kompromisse mit sich bringt, 
bei denen Geben und Nehmen wohl auch ein Eigengewicht entfalten. Ob und 
welche der hier in Rede stehenden Verfassungsänderungen sich auch ange-
sichts dieser Bedingtheiten als gelungen und zukunftsweisend erscheinen 
können, wird sich erst mittelfristig in Beobachtung der Wahrnehmung der 
neuen Kompetenzen durch Bund und Länder in ihrem Zusammenspiel und 
auch der Begleitung dieses Prozesses durch die Gerichtsbarkeit erweisen  
können. 
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bundesstaatlicher Gesetzgebung, NUR 2007, 439. – G. Hartmann, Naturschutz und 
Landwirtschaft. Zu den Landwirtschaftsklauseln im Bundesnaturschutzgesetz, NuR 
1983, 53. – O. Hendrischke, „Allgemeine Grundsätze“ als abweichungsfester Kern der 
Naturschutzgesetzgebung des Bundes, NUR 2007, 454. – G. Hoffmann, Rechtsproble-
me bei der Errichtung und Unterhaltung von Nationalparken. Dargestellt unter beson-
derer Berücksichtigung des Schleswig-Holsteinischen Projektes Nationalpark „Nord-
friesisches Wattenmeer“, Diss. Kiel 1974. – W. Hoppe/C. Bönker, Das Verhältnis von 
örtlicher Landschaftsplanung und Bauleitplanung unter dem Blickwinkel der Gesetz- 
gebungszuständigkeit von Bund und Ländern, DVBl. 1996, 585. – W. Köck/R. Wolf, 
Grenzen der Abweichungsgesetzgebung im Naturschutz, NVwZ 2008 353. – H. Soell, 
Neuere Entwicklungen des Naturschutz- und Landschaftspflegerechts in der Bundes-
republik, NuR 1980, 1. – R. Stich, Notwendigkeit und Inhalt eines modernen Natur-
schutz- und Landschaftspflegerechts, DVBl. 1972, 200. – Th. Wilrich, Verbandsbeteili-
gung im Umweltrecht, 2002. 

 
Zu Nrn. 30, 31 und 32 

 
U. Battis/J. Kersten, Die Raumordnung nach der Föderalismusreform, DVBl. 2007, 

152. – R. Bleicher, Zwischenstaatliche Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumord-

beck-shop.de 



  
Druckerei C. H  . Beck 

v. Münch/Kunig, Grundgesetz-Kommentar Bd. 1+2 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 09.12.2011     

Art. 74 130 VII. Die Gesetzgebung des Bundes 

146 Philip Kunig 

nung und Landesplanung, DVBl. 1982, 433. – R. Breuer, Abwasserbeseitigung als Ge-
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